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Konsultation der Europäischen Zentralbank zum Ent-

wurf einer Rahmenverordnung nach Art. 6 (7) der Ver-

ordnung zum einheitlichen europäischen Aufsichtsme-

chanismus (SSM) 

 

CP1 – Framework Regulation Consultation 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in vorbezeichneter Angelegenheit danken wir für die Gelegen-

heit zur Stellungnahme, der wir im Folgenden gerne nach-

kommen möchten.  

 

Am 7. Februar 2014 hat die EZB ihren Entwurf einer Verord-

nung zur Einrichtung eines Rahmenwerkes für die Zusammen-

arbeit zwischen der Europäischen Zentralbank und den natio-

nalen zuständigen Behörden und den nationalen benannten 

Behörden innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus 

(EZB-RahmenVO) zur Konsultation gestellt.  

 

Die EZB-RahmenVO steht im Wesentlichen im Einklang mit 

der Verordnung Nr. 1024/2013 des Rates zur Übertragung 

besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht 

über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (SSM-

VO). Aufgabe der EZB-RahmenVO ist es nach Art. 6 (7) SSM-

VO, die einzelnen Regeln des einheitlichen Aufsichtsmecha-

nismus (SSM) näher zu präzisieren und für mehr Klarheit und 

Rechtssicherheit im Umgang mit den Voraussetzungen der 

SSM-Verordnung zu sorgen. Dieses Ziel wird nicht in vollem 

Umfang erreicht.  

 

Angesichts der grundlegenden Bedeutung des von der EZB 

vorgelegten Rahmenwerks sowie der zukünftig noch vorzule-

genden Rechtsakte zur weiteren Konkretisierung der Auf-
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sichtspraxis innerhalb des SSM für die in den teilnehmenden Mitgliedstaaten ansässigen Institute 

sehen wir weiteren Darlegungsbedarf hinsichtlich der Rechtsbeständigkeit solcher Verordnungen. 

Hier sollte sichergestellt werden, dass diese Rechtsakte einer Überprüfung anhand Art. 4 (3) 2. 

Unterabsatz Satz 2 SSM-VO i. V. m. Art. Art. 132 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-

schen Union (AEUV) standhalten. 

 

Des Weiteren führt der Entwurf in vielen zentralen Regelungsbereichen nicht zur gewünschten 

Rechtssicherheit für die beaufsichtigten Institute. Vielmehr werden zum Teil unbestimmte Rechts-

begriffe aus der SSM-VO ohne hinreichende Präzisierung übernommen oder aber bestehende unbe-

stimmte Rechtsbegriffe der SSM-VO lediglich durch weitere unbestimmte Rechtsbegriffe ersetzt. So 

fehlt es etwa an einer Erläuterung, was unter dem Begriff der „Entwürfe von wesentlichen Auf-

sichtsbeschlüssen“ nach Art. 1 lit. a iii) EZB-RahmenVO zu verstehen ist. Auch ist unklar, welche 

Kriterien auf Seiten der Institute dazu führen können, dass trotz mangelnder Signifikanz eines In-

stituts dessen Beaufsichtigung durch die EZB „zur Sicherstellung der kohärenten Anwendung hoher 

Aufsichtsstandards“ erforderlich ist.  

 

Ein wesentliches Prinzip, das der einheitlichen europäischen Aufsicht zugrunde liegt, ist der Grund-

satz der Proportionalität. Insofern sieht Art. 1 3. Unterabsatz SSM-VO vor, dass die EZB bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben in vollem Umfang die verschiedenen Arten von Instituten, deren 

Geschäftsmodelle und deren Größe zu berücksichtigen hat. Dieser Grundsatz sollte auch explizit in 

Art. 1 der EZB-RahmenVO verankert werden, um sicherzustellen, dass dessen strikte Anwendung, 

insbesondere bei der Erfüllung von Meldepflichten durch die Institute, der Ausübung von Wahlrech-

ten, die den Aufsichtsbehörden nach CRR eingeräumt werden, sowie bei der Intensität der Aufsicht 

Berücksichtigung finden. Insofern sollte erwogen werden, ggfs. auch auf Antrag, kleinere und nicht 

signifikante beaufsichtigte Unternehmen einer als signifikant einzustufenden Unternehmensgruppe 

über Art. 70 (1) der SSM-RahmenVO von der Aufsicht auf EU-Ebene auszunehmen.  

 

Schließlich geben die Regelungen zum Sprachenregime nach Art. 23 und 24 EZB-RahmenVO Anlass 

zu Besorgnis. Zwar steht es den Instituten grundsätzlich weiterhin frei, Eingaben in der Amtsspra-

che des jeweiligen Mitgliedstaates vorzunehmen. Allerdings lassen die weiteren Regelungen be-

fürchten, dass mittelfristig gesehen Englisch zur Aufsichtssprache wird. So ist etwa die EZB gehal-

ten, mit den von ihr beaufsichtigten Instituten Englisch als Verfahrenssprache festzulegen. Auch ist 

die Sprache der Aufsichtsbehörden im Verhältnis zur EZB Englisch. Zudem müssen Eingaben der 

Institute zumindest mit einer englischen Zusammenfassung versehen werden. Dies alles dürfte im 

Ergebnis dazu führen, dass die Kommunikation mit der Aufsicht dauerhaft nicht mehr in der jewei-

ligen Amtssprache des betreffenden Mitgliedstaates geführt werden kann. Hier bedarf es dringend 

der Klarstellung, dass die Amtssprache des jeweiligen Mitgliedstaates auch im Verhältnis zur EZB-

Aufsicht Amtssprache bleibt.  

 

Für die weiteren Einzelheiten verweisen wir auf die beigefügten formularmäßigen Einzelanmerkun-

gen.  
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Für weiteren fachlichen Diskurs steht Ihnen gern Herr Jan Schmidt-Seidl zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

für Die Deutsche Kreditwirtschaft  

Bundesverband der Deutschen  

Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. 

 

               i. V. 

 

Gerhard Hofmann   Dr. Olaf Achtelik 

 

 


